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1. Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass 
vom 15. Februar 2011 

 
Aufgrund des § 6 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz LÖG 
NRW) vom 16.11.2006 (GV NRW S. 516) wird für die Stadt Kalkar verordnet: 
 
 

§ 1 
 
Die Verkaufsstellen im Stadtgebiet dürfen an folgenden Sonn- oder Feiertagen in der Zeit von 
13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet sein: 
 

• am Sonntag, 20.03.2011 (Zweirad- und Freizeitmarkt), 
• am Sonntag, 01.05.2011 (Stadtfest „Kalkar in Blüte“), 
• am Sonntag, 09.10.2011 (Bücher-, Handwerker- und Trödelmarkt) sowie 
• am Sonntag, 27.11.2011 (Nikolausmarkt). 
 

§ 2 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Rahmen des § 1 Verkaufsstellen  

außerhalb der dort zugelassenen Geschäftszeiten offen hält. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 des Ladenöffnungsgesetzes mit einer Geldbuße bis zu 

fünfhundert Euro geahndet werden. 
 

§ 3 
 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Ordnungsbe-
hördlichen Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Verordnungsbeschluss vorher beanstandet 
 oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Kalkar, den 15. Februar 2011 
 

S T A D T   K A L K A R 
     Der Bürgermeister 
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
Gerhard Fonck 

Bürgermeister 
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2. Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Kalkar über die Aufforderung der 
Wehrpflichtigen des Geburtsjahrganges 1993 zur Meldung der Erfassung 

 
Nach § 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) sind alle Männer, die Deutsche i. S. des Grundgesetzes 
sind und ihren ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben, vom vollendeten 
18. Lebensjahr an wehrpflichtig (Wehrpflichtvoraussetzungen). Die Erfassung kann bereits ein Jahr vor 
Vollendung des 18. Lebensjahres durchgeführt werden (§ 15 Abs. 6 WPflG). Alle Personen des Ge-
burtsjahrganges 1993, die wehrpflichtig sind und bisher keine Mitteilung der Erfassungsbehörde über 
die Erfassung erhalten haben, werden nach § 15 Abs. 1 WPflG aufgefordert, sich umgehend persönlich 
oder schriftlich bei der Erfassungsbehörde Stadt Kalkar, Fachbereich Bürgerdienste, Verwaltungsneu-
bau, Zimmer 109, Markt 20, 47546 Kalkar, während der Öffnungszeiten 
 

Montag bis Freitag  von 08.00 Uhr bis 12.15 Uhr, 
Montag  von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
Donnerstag  von 14.00 Uhr bis 17.45 Uhr, 
jeden 1. Samstag im Monat  von 08.00 Uhr bis 12.15 Uhr, 

 

zur Erfassung zu melden. 
 

Diese Aufforderung ergeht insbesondere an Personen ohne festen Wohnsitz, die die Wehrpflichtvor-
aussetzungen erfüllen. Bei der persönlichen Meldung ist der Personalausweis oder Reisepass mitzu-
bringen. Es empfiehlt sich, auch sonstige, der Feststellung der Wehrpflicht dienende Unterlagen, mitzu-
bringen. 
 

Ich weise darauf hin, dass nach § 45 WPflG ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen die Vorschrift des § 15 WPflG über die Erteilung von Auskünften oder die persönliche Meldung 
zur Erfassung verstößt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 

Kalkar, den 16. Februar 2011  
 
S T A D T    K A L K A R 
Der Bürgermeister 
 

Gerhard Fonck 
 
 

3. Ratsbeschluss über die Aufstellung und die Durchführung der frühzeitigen  
Öffentlichkeitsbeteiligung zur 55. Änderung des Flächennutzungsplanes  
- Gewerbegebiet Kalkar-Ost - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 10. Februar 2011 gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bek. v. 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), die Aufstellung der 55. Änderung des Flächennutzungs-
planes - Gewerbegebiet Kalkar-Ost - beschlossen. 
 
Ziel der Flächennutzungsplanänderung ist die Ausweisung einer gewerblichen Baufläche unter Beach-
tung der Belange von Natur und Landschaft sowie der technischen Infrastrukturbedürfnisse auf den 
Flurstücken 1672 und 1950, 1951 und 1952, alle Flur 6, Gemarkung Altkalkar sowie auf den Flur-
stücken 34 bis 38, alle Flur 16, Gemarkung Kalkar. 
 
Der Planbereich ist in der nachstehenden Skizze dargestellt. 
 
Der Aufstellungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 (1) BauGB öffentlich bekanntgemacht. 
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Die Öffentlichkeit wird über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen 
der Planung gemäß § 3 (1) BauGB in der Zeit  
 

vom 8. März 2011 bis 8. April 2011 einschließlich 
unterrichtet. 
 
Der interessierten Öffentlichkeit werden in der vorgenannten Zeit die allgemeinen Ziele, Zwecke und 
Auswirkungen der Planung im Fachbereich 2 - Planen, Bauen, Umwelt - der Stadt Kalkar, Verwaltungs-
neubau, Markt 20, Zimmer 315, während der Dienststunden  
 

Montag bis Freitag vormittags von 08.00 Uhr bis 12.15 Uhr, 
Montag bis Mittwoch nachmittags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
Donnerstag nachmittags von 14.00 Uhr bis 17.45 Uhr, 

 

dargelegt. 
 
Dabei wird gleichzeitig Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 
 

Kalkar, den 22. Februar 2011 
 
Gerhard Fonck 

Bürgermeister 
 

Aufstellungsbereich 
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4. Ratsbeschluss über die Aufstellung und die Durchführung der frühzeitigen  
Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplan Nr. 084 - Gewerbegebiet  
Kalkar-Ost - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 10. Februar 2011 gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bek. v. 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 084 - Gewerbe-
gebiet Kalkar-Ost - beschlossen. 
 

Ziel der Bebauungsplanaufstellung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Ausweisung eines Gewerbegebietes innerhalb der Flurstücke 1672 und 1950, 1951 und 1952, alle 
Flur 6, Gemarkung Altkalkar sowie die Flurstücke 34 bis 38, alle Flur 16, Gemarkung Kalkar. 
 

Der Planbereich ist in der nachstehenden Skizze dargestellt. 
 
Der Aufstellungsbeschluss wird hiermit gemäß § 2 (1) BauGB öffentlich bekanntgemacht. 
 

 
 
Die Öffentlichkeit wird über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen 
der Planung gemäß § 3 (1) BauGB in der Zeit  
 

vom 8. März 2011 bis 8. April 2011 einschließlich 
unterrichtet. 
 

Der interessierten Öffentlichkeit werden in der vorgenannten Zeit die allgemeinen Ziele, Zwecke und 
Auswirkungen der Planung im Fachbereich 2 - Planen, Bauen, Umwelt - der Stadt Kalkar, Verwaltungs-
neubau, Markt 20, Zimmer 315, während der Dienststunden  

Aufstellungsbereich 
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Montag bis Freitag vormittags von 08.00 Uhr bis 12.15 Uhr, 
Montag bis Mittwoch nachmittags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
Donnerstag nachmittags von 14.00 Uhr bis 17.45 Uhr, 

dargelegt.  
 

Dabei wird gleichzeitig Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 
 
Kalkar, den 22. Februar 2011 
 
Gerhard Fonck 

Bürgermeister 
 
 

5. Ratsbeschluss über die Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung im  
Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 082 - Zentraler Versor-
gungsbereich Bahnhofstraße - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 10. Februar 2011 gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bek. v. 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), die Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 082 - Zentraler Versorgungsbereich Bahnhofstraße - beschlossen. 
 

Zielstellung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur städtebaulichen Neuord-
nung von Grundstücken im Umfeld des Kreuzungsbereichs Gocher Straße (B 67)/Bahnhofstraße 
(B 57/B 67) für die Realisierung von Einzelhandelsnutzungen i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO. 
 

Der Planbereich ist in der nachstehenden Skizze dargestellt. 
 

 

Aufstellungsbereich 
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Die Öffentlichkeit wird über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen 
der Planung gemäß § 3 (1) BauGB in der Zeit  
 

vom 8. März 2011 bis 8. April 2011 einschließlich 
unterrichtet. 
 
Der interessierten Öffentlichkeit werden in der vorgenannten Zeit die allgemeinen Ziele, Zwecke und 
Auswirkungen der Planung im Fachbereich 2 - Planen, Bauen, Umwelt - der Stadt Kalkar, Verwaltungs-
neubau, Markt 20, Zimmer 315, während der Dienststunden  
 

Montag bis Freitag vormittags von 08.00 Uhr bis 12.15 Uhr, 
Montag bis Mittwoch nachmittags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
Donnerstag nachmittags von 14.00 Uhr bis 17.45 Uhr, 

 

dargelegt.  
 

Dabei wird gleichzeitig Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 
 

Folgende umweltrelevante Informationen sind verfügbar: 
 

• Gebietsentwicklungsplan für den Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP 99) als Landschafts-
rahmenplan im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 

• Flächennutzungsplan der Stadt Kalkar 
 

Diese Unterlagen können während der Offenlegung eingesehen werden. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben. 
Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen 
geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Kalkar, den 22. Februar 2011 
 
Gerhard Fonck 

Bürgermeister 
 
 

6. Ratsbeschluss über die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 028 - Niedermörmter-Mitte - 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 10. Februar 2011 gemäß § 10 Baugesetzbuch 
(BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), in Verbindung mit § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2010 (GV NRW S. 688), die 
3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 028 - Niedermörmter-Mitte - beschlossen. 
 

Zielstellung der Änderung ist die Aufhebung der festgesetzten Grünfläche mit der überlagernden Fest-
setzung eines „Schutzgebietes für Grund- und Quellwassergewinnung“ bei gleichzeitiger Neuauswei-
sung von zwei Baufenstern im Bereich der Flurstücke 96 und Flurstücke 100, alle Flur 14, Gemarkung 
Niedermörmter. 
 

Der Bebauungsplan liegt im Fachbereich 2 - Planen, Bauen, Umwelt - der Stadt Kalkar, Verwaltungs-
neubau, Markt 20, Zimmer 315, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
 
Hinweise 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Geltend-
machung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch die-
sen Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. Da-
nach kann ein entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 - 44 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind.  
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Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt wird. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 
BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt 
wird. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächen-
nutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges 
nur beachtlich sind, wenn sie innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Stadt Kalkar geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründet, ist dar-
zulegen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Mit dieser Bekanntmachung wird der Beschluss über die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 028 - Niedermörmter-Mitte - öffentlich bekannt gemacht. 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Kalkar, den 22. Februar 2011 
 
Gerhard Fonck 

Bürgermeister 
 
 


